
Anhand einer Präsentation, die im Ratsinformationssystem einsehbar ist, 

informiert die Verwaltung über den Entwurf des Kreishaushaltes 2023/2024. Ihr 
wurde zudem kurzfristig ein überarbeitetes Eckpunktepapier vom Rhein-Sieg-

Kreis zugeleitet. Dieses ist ebenfalls im Ratsinformationssystem eingestellt und 
abrufbar.  
Aufgrund der Erkenntnisse des neuen Eckpunktepapiers schlägt die Verwaltung 

vor, den Beschlussvorschlag anzupassen:  
 

 der Beschluss zur Kenntnisnahme der Informationen aus dem 
Eckpunktepapier wird um die Aktualisierung vom 2. September 2022 ergänzt, 

 die Nr. 2 des Beschlussvorschlages wird umformuliert: 

Alt: „…begrüßt den Einsatz der Ausgleichsrücklage in Höhe von rd. 60 Mio. € 
zum Ausgleich der Ergebnispläne in den Haushaltsjahren 2023 bis 2027“; 

Neu: „…begrüßt zwar den Einsatz der Ausgleichsrücklage in Höhe von 52,5 
Mio. € zum Ausgleich der Ergebnispläne in den Haushaltsjahren 2023 bis 
2027, regt aber an, zur Entlastung der Kommunen den im Eckpunktepapier 

vom 10.08.2022 geplanten Einsatz der Ausgleichsrücklage in Höhe von 60,1 
Mio. € beizubehalten“; 

 er wird um eine Nr. 6 ergänzt: 
„…bittet den Kreis, die mit Schreiben des Ministeriums für Heimat, 

Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. 
September 2022 erfolgten Informationen zur Verlängerung des NKF-COVID-
19-Isolierungsgesetzes für die Haushaltsjahre 2023 bis 2025 sowie die 

voraussichtlichen Isolierungsmöglichkeiten der Belastungen durch den Krieg 
in der Ukraine – einschließlich der Mehraufwendungen für die 

Energieversorgung  für die Haushaltsjahre 2023 bis 2025 in die weiteren 
Haushaltsberatungen einzubeziehen und die kommunalen Belastungen unter 
Berücksichtigung der Isolierungsmöglichkeiten weiter zu reduzieren.“ 

 
Die Verwaltung erläutert jedoch auch, dass der Kreis zwar verlässliche Daten 

liefern möchte, aber nicht kann. Die erste frühzeitige Zustellung des 
Eckpunktepapieres trotz der Unwägbarkeiten und die Transparenz ist eine 
positive Maßnahme des Kreises und wird seitens der Verwaltung geschätzt.  

 
Die CDU- und SPD-Fraktion und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen äußern ihre 

Zustimmung zu der vorgeschlagenen Stellungnahme der Verwaltung und halten 
die Punkte der Stellungnahme für ein richtiges Zeichen an den Kreis. 


